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Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen, Gebühren  

und öffentlich-rechtlichen Kostenerstattungsansprüchen  
für die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Sterup  

(Beitrags- und Gebührensatzung) 
 

(Amtliches Bekanntmachungsblatt des Amtes Geltinger Bucht Nr. 46/2011 vom 16.12.2011 (Seite 369 
ff.)) 
 
Änderungsdaten: 

1. Änderungssatzung vom 07.12.2021; in Kraft getreten am 01.01.2022 (Amtliches Bekanntma-
chungsblatt des Amtes Geltinger Bucht Nr. 44/2021 vom 10.12.2021 (Seite 513 ff.)) 

 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28.02.2003 (GVOBI. Schl.-H. 
2003, S. 58) in der zurzeit gültigen Fassung, der §§ 1, 2 u. 6 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein (KAG) vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H, 2005, S. 27) in der zurzeit gültigen Fassung, 
des Art. II des Gesetzes zur Regelung abgabenrechtlicher Vorschriften vom 24.11.1998 (GVOBI. Schl.-H. 
1998, S. 345/346), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (AG-
AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBI. Schl.-H. 1990, S. 545. ber. GVOBI. Schl.-H, 1991. S. 257) in der zurzeit 
gültigen Fassung und des § 15 der Abwassersatzung vom 24.03.1988 (Mitteilungsblatt für das Amt Stein-
bergkirche S. 41) - wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 13.12.2011 für das 
Gemeindegebiet Sterup folgende Satzung erlassen: 
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I. Anschluss 

 
§ 1 

Anschlussbeitrag 

 
(1) Die Gemeinde erhebt zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, den Ausbau oder Umbau der 
Abwasseranlage einen Anschlussbeitrag.  
(2) Zu dem Aufwand, der durch Beiträge gedeckt wird, gehört der Aufwand für die Herstellung, den Ausbau 
oder Umbau  

a) des Klärwerkes,  
b) von  Hauptsammlern, Druckleitungen, Hebeanlagen und Klärteichen,  
c) von Straßenkanälen  
d) von jeweils einem Anschlusskanal zu den einzelnen Grundstücken mit Nebeneinrichtungen, nicht 

jedoch für die auf dem Grundstück herzustellenden Abwasseranlagen (z. B. Anschlussleitung und 
Reinigungsschacht). 

e) der Einrichtungen auf dem Grundstück für eine Druckentwässerung bei Grundstücken, die nicht 
direkt durch Einleitung in eine vor dem Grundstück liegende Hauptleitung entwässern können. 

(3) Zum beitragsfähigen Aufwand gehören nicht der Aufwand, der durch Leistungen und Zuschüsse Dritter 
gedeckt wird, die Kosten für die laufende Unterhaltung und Anteile an den allgemeinen Verwaltungskosten. 
 

§ 2 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der vollen Beitragspflicht zur Deckung des Gesamtaufwandes nach § 1 Abs. 2 unterliegen alle Grund-
stücke - ausgenommen die  Grundstücke im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde  Sterup / 
Teilbeitragspflicht -, die über eine Anschlussleitung an die Abwasseranlage angeschlossen werden können 
und  

a) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgestellt  ist,  sobald sie  bebaut oder gewerblich 
genutzt werden dürfen,  

b) für  die  eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt  ist,  wenn sie nach der Verkehrs-
auffassung Bauland sind und nach der geordneten Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung an-
stehen.  

(2) Die  Grundstücke im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Sterup unterliegen der Teil-
beitragspflicht zur Deckung des Aufwandes nach § 1 Abs. 2 für das Klärwerk hier  jedoch ohne den Her-
stellungsaufwand für Belebungs- und Nachklärbecken  - sowie  für die SW-Kanalisation vom B-Gebiet Nr. 
2 zum Klärwerk.  
(3) Wird ein Grundstück über eine Anschlussleitung an die Abwasseranlage  angeschlossen, so  unterliegt 
es der vollen Beitragspflicht  auch  dann,  wenn  die  Voraussetzungen  des Abs. 1 nicht vorliegen.  
(4) Grundstück  im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinne. 
 

§ 3 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht für die über eine Anschlussleitung an die Abwasseranlage anzuschließen-
den oder angeschlossenen Grundstücke mit dem Abschluss der Maßnahmen, die für die Herstellung, den 
Ausbau oder Umbau der Abwasseranlage oder von Teileinrichtungen erforderlich sind und die den An-
schluss des Grundstückes an die Abwasseranlage ermöglichen.  
(2) Im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen 
Genehmigung. 
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§ 4 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Anschlussbeitrag für die Schmutzwasserbeseitigung wird als nutzungsbezogener Flächenbeitrag 
erhoben. 
(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden für das erste Vollgeschoss 100 
% der Grundstücksfläche und für jedes weitere Vollgeschoss jeweils 50 % der Grundstücksfläche in Ansatz 
gebracht. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei 
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich oder 
gewerblich genutzten Grundstücken je angefangene 2,40 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss ge-
rechnet. 
(3) Als Grundstücksfläche nach Absatz 2 gilt  

a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Fläche, wenn für 
das Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist,  

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, die Fläche im Be-
reich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 
ist, 

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche des Grundstücks, höchstens jedoch 
die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze und einer im Abstand von (50) m dazu verlau-
fenden Parallelen; bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum 
Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche zwischen der der Straße 
zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von (50) m dazu verlaufenden Parallelen,  

d) bei Grundstücken, die über die sich nach den Buchstaben a)-c) ergebenden Grenzen hinaus be-
baut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze bzw. im Falle 
von Buchstabe c) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer -Parallelen hierzu, die 
in einer Tiefe verläuft, die der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht,  

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter 
Bebauung festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) tatsächlich so genutzt werden (z. B. Schwimmbäder und Festplätze - nicht aber Sport-
plätze und Friedhöfe), 75 % der Grundstücksfläche, bei Campingplätzen jedoch 100 % der Grund-
stücksfläche,  

f) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festge-
setzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich 
so genutzt werden, die Grundfläche der an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen 
Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl (GRZ) 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen 
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Au-
ßenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt,  

g) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der auf dem Grund-
stück vorhandenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen 
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Au-
ßenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt,  

h) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung eine der baulichen 
Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z. B. Abfalldeponie), die Fläche des Grundstückes, 
auf die sich die Planfeststellung bezieht. 

(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 2 gilt  
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, 
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse nicht festgesetzt, sondern 

nur eine Baumassenzahl oder nur die Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäude-
höhe, wobei Bruchzahlen über 0,5 auf volle Zahlen aufgerundet werden. Bruchzahlen bis 0,5 finden 
keine Berücksichtigung, 

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von 
einem Vollgeschoss,  
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d) die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollgeschosse, 
wenn aufgrund der tatsächlich vorhandenen Bebauung die Zahl der Vollgeschosse nach Buchstabe 
a) oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach Buchstabe b) überschritten werden,  

e) soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse 
noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe bestimmt sind 
 bei bebauten und bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken, die Zahl der auf den Grund-

stücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen, oder soweit Bebauungsplanfest-
setzungen für diese Grundstücke erfolgt sind, festgesetzten oder nach Buchst, b) berechneten 
Vollgeschosse; die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergeben-
den Vollgeschosse, wenn die tatsächliche Bebauung bebauter Grundstücke die nach Halbsatz 
1 ermittelte Anzahl der Vollgeschosse überschreitet,  

 bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, die Zahl von einem Vollge-
schoss,  

f) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die außerhalb 
von Bebauungsplangebieten tatsachlich so genutzt werden (z. B. Sport-, Fest- und Campingplätze, 
Schwimmbäder, Friedhöfe), wird ein Vollgeschoss angesetzt, 

g) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellungsbeschluss eine 
der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, wird - bezogen auf die Fläche nach 
Abs. 3 Buchstabe h) - ein Vollgeschoss angesetzt. 

(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 4 Abs. 4 und § 7 Wohnungsbauer-
leichterungsgesetz (WoBauErIG) liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entspre-
chend anzuwenden, wie sie bestehen für  

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß ge-
troffen sind,  

b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zu-
lässige Nutzungsmaß enthält. 

 
§ 5 

Beitragssatz 
 
(1) Der Anschlussbeitrag beträgt für die Schmutzwasserbeseitigung 

a) bei voller Beitragspflicht je m² beitragspflichtiger Fläche 2,45 EUR.  
b) bei einer Teilbeitragspflicht je m² beitragspflichtiger Fläche 0,60 EUR. 

(2) Bei einer Druckentwässerung auf dem Grundstück sind im Anschlussbeitrag die Kosten für den Pum-
penschacht mit einer Entwässerungspumpe einschl. Steuer- und Schaltanlage sowie die Druckrohrleitung 
zwischen der Pumpstation und der Transportleitung bis zu einer Anschlusslänge von 10 m auf dem anzu-
schließenden Grundstück enthalten. Der Grundstückseigentümer stellt für den Betrieb der Pumpe, den 
Stromanschluss von seinem Hausanschluss zur Verfügung. 
 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des Grund-
stücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbau-
berechtigte beitragspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teilei-
gentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. Miteigentümer oder mehrere aus 
dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. 
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§ 7 
Vorauszahlungen 

 
Sobald mit der Verlegung des Abwasserkanals in der Straße begonnen wird, können von den Beitrags-
pflichtigen der durch diesen Abwasserkanal erschlossenen Grundstücke Vorauszahlungen bis zu 80 % des 
Anschlussbeitrages verlangt werden. Die Vorauszahlungen werden von der Gemeinde nicht verzinst. 
 

§ 8 
Fälligkeit 

 
Der Betrag oder die Vorauszahlung wird durch Bescheid festgesetzt. Sie wird einen Monat nach Bekannt-
gabe des Bescheides fällig. 
 

§ 8a 
Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse/Entstehung des Erstattungsanspru-

ches 
 
(1) Stellt die Gemeinde auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück einen weiteren Grund-
stücksanschluss oder für eine von einem Grundstück, für das die Beitragspflicht bereits entstanden ist, 
abgeteilte und zu einem Grundstück verselbständigte Teilfläche einen eigenen Grundstücksanschluss an 
die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage her (zusätzliche Grundstücksanschlüsse), sind der 
Gemeinde die Aufwendungen für die Herstellung solcher zusätzlicher Grundstücksanschlüsse in der tat-
sächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 
(2) Die Kosten zur Herstellung einer Grundstücksanschlussleitung bzw. zur Herstellung eines Druckent-
wässerungsanschlusses einschließlich der Abwasserhebeanlage auf dem Grundstück werden als öffent-
lich-rechtliche Kostenerstattungsansprüche erhoben, wobei sich die Höhe nach den tatsächlich entstande-
nen Kosten bemisst. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlus-
ses. Die §§ 6 und 8 gelten entsprechend. 
 

II. Benutzung 

 
§ 9 

Benutzungsgebühren 
 
(1) Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten der laufenden Verwaltung und Unterhaltung der Einrich-
tung zur Abwasserbeseitigung einschließlich der Verzinsung des aufgewendeten Kapitals und der Abschrei-
bungen Benutzungsgebühren. 
(2) Grundstücksbezogene Benutzungsgebühren sind die Benutzungsgebühren nach § 9 Abs. 1. Die grund-
stücksbezogenen Benutzungsgebühren ruhen gem. § 6 Abs. 7 des Kommunalabgabengesetzes als öffent-
liche Last auf dem Grundstück. 

 

§ 10 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(1) Die Grundgebühr der Benutzungsgebühr wird nach Einheiten erhoben. Sie beträgt – ohne Berücksich-
tigung des Wasserverbrauches – 72,00 €/jährlich. 
Einheiten sind:  

a) jeder Anschluss an das Abwasserbeseitigungsnetz  
und jede weitere selbständige Wohneinheit    1,0 Einheit, 
und außerdem zusätzlich für 

b) Landwirtschaftliche Betriebe, Badebetriebe und alle  
wasserintensiven Handels-und Handwerksbetriebe  
sowie alle wasserintensiven 
sonstigen gewerblichen Betriebe      1,0 Einheit,  
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c) Beherbergungsbetriebe je angefangene 20 Betten   1,0 Einheit,  
d) Erholungsheime, Alten-und Kinderheime  

je angefangene 20 Plätze       1,0 Einheit,  
e) Campingplätze je 50 Stellplätze      1,0 Einheit,  
f) Schulen je angefangene 50 Kinder     1,0 Einheit,  
g) Kindergärten je angefangene 25 Kinder     1,0 Einheit.  

Als selbständige Wohneinheit zählt die Zusammenfassung von Wohnraum, die den Inhaber in die Lage 
versetzt, in den ihm zur Verfügung stehenden Räumen einen eigenen Haushalt zu führen. Dieses ist in der 
Regel der Fall, wenn eine eigene Küche oder zumindest eine Kochgelegenheit und eine Toilette vorhanden 
sind. Es ist nicht erforderlich, dass die Wohnung einen selbständigen Zugang hat. Als gewerblicher Betrieb 
gilt jedes selbständig betreibbare auf eine bestimmte Branche ausgerichtete Unternehmen. Räume, die von 
öffentlichen Einrichtungen (Behörden, Kirchen usw.), privaten Vereinigungen und freiberuflich Tätigen 
(Ärzte, Anwälte, Architekten usw.) nicht für Wohnzwecke genutzt werden, sind wie gewerbliche Räume zu 
behandeln. Wasserintensiv sind alle Betriebe, die durch ihre betriebliche Tätigkeit mehr als 10 cbm Frisch-
wasser im Jahr verbrauchen. Bei Zeltplätzen richtet sich die Zahl der Stellplätze nach den am 15.07. eines 
jeden Jahres tatsächlich vorhandenen Standplätzen. Die monatliche Grundgebühr ergibt sich aus einem 
Zwölftel der Jahresgrundgebühr. Dieses gilt auch dann, wenn die Einleitung von Abwasser nicht ganzjährig 
erfolgt (z.B. Saisonbetrieb).  
(2) Die Zusatzgebühr der Benutzungsgebühr wird nach der Menge des Abwassers berechnet, das unmit-
telbar der Abwasseranlage zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (cbm) Abwasser. 
(3) Als in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt gelten  

a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte und 
durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 

b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wassermenge,  
c) die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermesseinrichtung. 

(4) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, 
so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. 
der Einleitungsmenge des Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebühren-
pflichtigen geschätzt. 
(5) Die Wassermenge nach Abs. 3 Buchstabe b) hat der Gebührenpflichtige der Gemeinde für den abge-
laufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb der folgenden zwei Monate anzuzeigen. 
Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbauen muss. 
Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn die Gemeinde auf 
solche Messeinrichtungen verzichtet, kann sie als Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen 
verlangen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt 
werden können. 
(6) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt sind, 
werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres innerhalb von zwei Monaten 
bei der Gemeinde einzureichen. Für den Nachweis gilt Abs. 5 Sätze 2 bis 4 sinngemäß. Die Gemeinde kann 
nach Anhörung des Antragsstellers auf dessen Kosten Gutachten anfordern. Zuviel erhobene Gebühren 
sind zu verrechnen oder zu erstatten. 
(7) Ist der Einbau von Wasserzählern wegen der baulichen Gegebenheiten oder aus sonstigen Gründen 
nicht zumutbar, wird bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung die Wassermenge von 18 cbm/Jahr 
für jede Großvieheinheit bezogen auf den statistischen Umrechnungsschlüssel abgesetzt; der Gebühren-
berechnung wird mindestens eine Abwassermenge von 40 cbm/Jahr je Person zugrunde gelegt. Maßge-
bend für die Berechnung ist die in dem Jahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl und die durchschnittlich 
mit Wasser zu versorgende Personenzahl. 
(8) Die Benutzungsgebühr beträgt je cbm 3,89 €. Bei einer Druckentwässerung auf dem Grundstück gilt 
der gleiche Gebührensatz. Die anfallenden Stromkosten aus dem Stromanschluss für das Betreiben der 
Abwasserhebeanlage sind in voller Höhe vom Anschlussnehmer zu übernehmen. 
(9) Für Abwasser, deren Ableiten und Reinigen der Gemeinde erhöhte Kosten verursachen, erhöht sich 
die Gebühr nach Abs. 8 unter Zugrundelegung des Verhältnisses der Verschmutzung zu normalem häusli-
chen Abwasser, dessen Schmutzwert mit 1,0 abgesetzt wird 

für einen Schmutzwert von 1,2 wird das 1,1-fache, 
für einen Schmutzwert von 1,5 wird das 1,25-fache, 
für einen Schmutzwert von 2,0 wird das 1,5 -fache, 
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für einen Schmutzwert von 3,0 wird das 2,0 -fache, 
für einen Schmutzwert von 4,0 wird das 2,5-fache, 
für einen Schmutzwert von 5,0 wird das 3,0-fache und 
für einen Schmutzwert von 6,0 wird das 3,5 –fache 

der in Abs. 7 festgesetzten Gebühr für 1 cbm Abwasser erhoben. Die von der Gemeinde festzustellenden 
Verschmutzungsgrade sind auf diese Sätze abzurunden. Der Gebührenpflichtige kann einen Nachweis des 
Verschmutzungsgrades durch ein amtliches Gutachten verlangen. Die Kosten des Gutachtens trägt der 
Gebührenpflichtige. Sofern das Gutachten zu einer niedrigeren Einstufung kommt, trägt die Gemeinde die 
Kosten. 
 
 

§ 10 a 
Bemessungsmaßstab für Niederschlagswasser 

 
(1) Für die Ableitung von Niederschlagswasser über das Kanalnetz in die Abwasseranlage werden Benut-
zungsgebühren nach der Größe der auf dem Grundstück vorhandenen Niederschlagsfläche erhoben, von 
der Wasser in die Anlage fließt. Als Niederschlagsfläche gilt die bebaute und befestigte Fläche.  
(2) Der Gebührenpflichtige hat die Größe der Fläche der Gemeinde auf Auforderung, bei Flächenänderung 
von mehr als 25 m² binnen eines Monats nach Fertigstellung unaufgefordert nachzuweisen. Wenn er dem 
vorsätzlich oder leichtfertig zuwiderhandelt, so handelt er ordnungswidrig im Sinne des § 18 Abs. 2 des 
Kommunalabgabengesetzes.  
(3) Die Gebühr beträgt 

a) für eine Niederschlagsfläche bis zu 100 m² jährlich 23,01 EUR, 
b) für jede angefangenen weiteren 25 m²  jährlich 6,14 EUR. 

 
§ 11 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens jedoch mit dem Tag 
des betriebsfertigen Anschlusses des Grundstückes an einen Abwasserkanal bzw. der Inbetriebnahme der 
Grundstücksabwasseranlage.  
(2) Die Gebührenpflicht erlischt, sobald der Grundstücksanschluss beseitigt wird oder die Zuführung von 
Abwasser endet. 

§ 12 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- oder Teileigentum der Woh-
nungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist der Erbbauberechtigte 
anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemein-
schaft sind Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Miteigen-
tümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. 
(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang 
folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen Pflichtigen über. Wenn der bisherige Gebührenpflichtige die 
Mitteilung über den Wechsel (§21) -versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum 
Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, neben dem neuen Pflichtigen. 
 

§ 13 
Heranziehung und Fälligkeit 

 
(1) Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über andere 
Aufgaben verbunden werden kann. 
(2) Die Gebühr wird nach der Menge des dem Grundstück im Vorjahr zugeführten Abwassers vorläufig 
berechnet. Das Vorjahr wird gleichzeitig endgültig abgerechnet. Bestand im Vorjahr noch keine Gebühren-
pflicht oder hat sich der Benutzungsumfang seitdem wesentlich geändert, wird die zugrundezulegende Ab-
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wassermenge geschätzt. Bei Beendigung der Gebührenpflicht oder bei einem Wechsel des Gebührenpflich-
tigen wird unverzüglich die zugeführte Abwassermenge ermittelt und abgerechnet. 
(3) Die Gebühr wird in Vierteljahresbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 
fällig. Die durch bisherigen Bescheid festgesetzten Vierteljahresbeträge sind innerhalb des nächsten Jahres 
zu den angegebenen Zeitpunkten so lange zu zahlen, wie der neue Bescheid noch nicht erteilt worden ist. 
(4) Bei der Neuveranlagung ist die Gebühr für verstrichene Fälligkeitszeitpunkte innerhalb von 14 Tagen 
nach Bekanntgabe des Bescheides in einer Summe zu zahlen. Nach Beendigung der Gebührenpflicht end-
gültig festgestellte Abrechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides 
auszugleichen. Dasselbe gilt für die Abrechnung von Schätzungen. 
 

III. Schlussbestimmungen 
 

§ 14 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
Die Abgabenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhe-
bung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grund-
stück ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich 
anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen 
(z. B. grundstückseigene Brunnen, Wasserzuführungen, Wasser- oder Abwassermessvorrichtungen), so 
hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich der Gemeinde anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für 
ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Beauftragte der Gemeinde dür-
fen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke betreten, um Bemessungsgrundlagen für die Abga-
benerhebung festzustellen oder zu überprüfen; die Abgabenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 
 

§ 15 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der Veranlagung 
nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und grundstücksbezoge-
nen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 BauGB und § 3 
WoBauErIG der Gemeinde bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der 
unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf 
sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abga-
benerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
(2) Soweit die Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist sie berechtigt, die im Zusam-
menhang mit der Wasserversorgung angefallenen und anfallenden personenbezogenen und grundstücks-
bezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten für Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu 
verwenden und weiterzuverarbeiten. 
(3) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient oder in der Ge-
meinde die öffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist die Gemeinde berechtigt, sich die 
zur Feststellung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben nach dieser Satzung erforderli-
chen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten von diesen Drit-
ten mitteilen zu lassen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterzu-
verarbeiten. 
(4) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen und von nach den 
Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit den für die Abgabenerhe-
bung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhe-
bung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
 

§ 16 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach § 14 der Satzung sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 
Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 
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§ 17 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig treten die Satzung über die Erhebung von Beiträgen, 
Gebühren und öffentlich-rechtlichen Kostenerstattungsansprüchen für die Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Sterup vom 08.12.1993 außer Kraft. 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 
 
 
Sterup, den 14.12.2011 
 
 
 
Rupp 
(Bürgermeister) 
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